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1. Konjunktur 

Leichtes Wirtschaftswachstum1 
Das Statistische Bundesamt berichtet für das Jahr 

2025 von einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 

0,2 Prozent. Nach zwei Jahren der Rezession verzeich-

nete die deutsche Wirtschaft somit wieder ein leichtes 

Wachstum. Die Zunahme wurde maßgeblich durch hö-

here Konsumausgaben der privaten Haushalte und des 

Staates getragen. Kalenderbereinigt lag der Zuwachs 

der Wirtschaftsleistung bei 0,3 Prozent. 

Im Verarbeitenden Gewerbe sank die Bruttowertschöp-

fung jedoch das dritte Jahr in Folge um 1,3 Prozent. Be-

sonders der Maschinenbau und die Automobilindustrie 

hatten mit einem schwierigen globalen Wettbewerbs-

umfeld zu kämpfen. Das Baugewerbe verzeichnete auf-

grund hoher Preise ebenfalls ein deutliches Minus von 

3,6 Prozent. Zudem hielt die allgemeine Investitions-

schwäche bei Ausrüstungen und Bauten weiter an. 

Die deutschen Exporte sanken im dritten Jahr hinterei-

nander leicht um 0,3 Prozent. Im Gegensatz dazu nah-

men die Importe deutlich zu, wobei vor allem mehr 

 
1 Destatis (15.01.2026): Bruttoinlandsprodukt (Q4/2025). 

Maschinen und pharmazeutische Erzeugnisse einge-

führt wurden. Auf dem Arbeitsmarkt kam der langjäh-

rige Beschäftigungsaufbau bei einer Zahl von 46,0 Mil-

lionen Erwerbstätigen zum Erliegen. Die staatliche De-

fizitquote sank im Jahresvergleich leicht auf 2,4 Pro-

zent. 

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 

 
Quelle: Destatis 

Stabilisierung der Verbraucherpreise2 
Die Verbraucherpreise in Deutschland haben sich im 

Jahresdurchschnitt 2025 auf einem stabilen Niveau ein-

gependelt. Laut dem Statistischen Bundesamt betrug 

die Teuerungsrate 2,2 Prozent und entsprach damit 

exakt dem Wert des Vorjahres. Besonders zum Jahres-

ende schwächte sich der allgemeine Preisdruck deut-

lich ab. Im Dezember sank die monatliche Inflationsrate 

mit 1,8 Prozent sogar erstmals seit längerer Zeit wieder 

unter die Zwei-Prozent-Marke. 

Die sogenannte Kerninflation ohne Energie und Nah-

rungsmittel lag mit 2,8 Prozent allerdings weiterhin 

über dem Gesamtdurchschnitt. Vor allem Dienstleis-

tungen verteuerten sich im Jahresvergleich mit 3,5 Pro-

zent überdurchschnittlich stark. Besonders kostspielig 

waren für die Verbraucher dabei soziale Einrichtungen, 

Versicherungen sowie die kombinierte Personenbeför-

derung. Im Gegensatz dazu entwickelten sich die für 

den Mittelstand relevanten Nettokaltmieten moderater 

2 Destatis (16.01.2026): Verbraucherpreisindex (Dezember 
2025). 
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https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_017_811.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_019_611.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_019_611.html
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und blieben leicht hinter der allgemeinen Teuerung zu-

rück. 

Verbraucherpreisindex 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 

 
Quelle: Destatis 

Bei den Waren bremsten vor allem die rückläufigen 

Energiekosten den gesamten Preisauftrieb spürbar. 

Diese sanken im Jahresdurchschnitt um 2,4 Prozent, 

wobei insbesondere Heizöl und Strom für Entlastung 

sorgten. Die Preise für Nahrungsmittel stiegen zwar 

insgesamt an, blieben jedoch hinter der allgemeinen In-

flationsentwicklung zurück. Während sich einige Pro-

dukte wie Süßwaren massiv verteuerten, konnten Preis-

senkungen bei Speisefetten und Molkereiprodukten die 

Belastung für die Haushalte teilweise ausgleichen. 

Rückgang im Handel mit den USA3 
Laut dem Statistischen Bundesamt sind die deutschen 

Exporte in die USA im Jahr 2025 spürbar zurückgegan-

gen. Die Ausfuhren sanken im Vergleich zum Vorjahres-

zeitraum um 9,4 Prozent, während die Importe nur ge-

ringfügig anstiegen. Dadurch schrumpfte der deutsche 

Exportüberschuss auf den tiefsten Wert seit dem Jahr 

2021. Dennoch bleibt der Handel mit den Vereinigten 

Staaten für die deutsche Wirtschaft weiterhin von zent-

raler Bedeutung. 

Vor allem die Kernbranchen des Mittelstands wie der 

Maschinenbau und die Automobilindustrie leiden unter 

 
3 Destatis (20.01.2026): Außenhandel (2025). 

der aktuellen US-Zollpolitik. Der Wert der ausgeführten 

Kraftwagen sank um mehr als 17 Prozent, womit dieser 

Sektor die stärksten Einbußen verkraften musste. Le-

diglich bei pharmazeutischen Produkten konnte die 

deutsche Wirtschaft ein leichtes Plus im US-Geschäft 

erzielen. Andere wichtige Gütergruppen wie elektroni-

sche Erzeugnisse oder chemische Waren verbuchten 

ebenfalls rückläufige Ergebnisse. 

Durch die schwache Exportentwicklung verdrängt 

China die USA wieder von der Spitzenposition als wich-

tigster deutscher Handelspartner. Laut der Europäi-

schen Statistikbehörde Eurostat zeigt sich im Rest der 

Europäischen Union hingegen ein positiverer Trend 

beim US-Handel. Dieser Zuwachs beruht jedoch primär 

auf Sondereffekten in anderen Mitgliedstaaten und 

spiegelt nicht die aktuelle deutsche Situation wider. 

Deutschland verzeichnete im Vergleich zum Gesamt-

handel der Union eine unterdurchschnittliche Entwick-

lung. 

 

2. Unternehmen 

Industrie setzt verstärkt auf Dienstleistun-

gen4 
Deutsche Industrieunternehmen erzielen immer höhere 

Erlöse durch produktbegleitende Leistungen wie War-

tung oder Beratung. Laut dem ifo Institut belief sich der 

geschätzte Umsatz in diesem Bereich im Jahr 2024 auf 

166 Milliarden Euro. Damit übertrafen diese industriel-

len Serviceleistungen sogar die wirtschaftliche Bedeu-

tung des gesamten Gastgewerbes. 

Besonders der Maschinenbau erwirtschaftet mit einem 

Anteil von 13,2 Prozent überdurchschnittlich viele Er-

träge durch solche Zusatzangebote. Auch im Fahrzeug-

bau sowie in der Elektroindustrie nehmen diese Tätig-

keiten eine bedeutende Rolle ein. In fast allen Branchen 

der Industrie lässt sich über das letzte Jahrzehnt eine 

deutliche Zunahme dieser Umsatzanteile beobachten. 

Ein enger Zusammenhang besteht zudem zwischen der 

Innovationstätigkeit und dem Angebot an begleitenden 

Services. Betriebe mit eigener Forschung und 

4 ifo Institut (08.01.2026): Industrieunternehmen werden im-
mer mehr zu Dienstleistern. 
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https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_N004_51.html
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-08/industrieunternehmen-werden-immer-mehr-zu-dienstleistern
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-08/industrieunternehmen-werden-immer-mehr-zu-dienstleistern


BVMW-Intern  
Ökonomie-Briefing 2026/KW 04 23.01.2026 

3 

Entwicklung sowie Nutzer von Künstlicher Intelligenz 

erzielen überdurchschnittlich hohe Umsatzanteile 

durch Dienstleistungen. Die Experten werten dies als 

Zeichen für einen fortschreitenden Strukturwandel im 

verarbeitenden Gewerbe. 

Kredithürde für Mittelstand auf Rekord-

hoch5 
Die Nachfrage nach Unternehmenskrediten zeigt laut 

KfW Research nur eine schwache Belebung. Während 

das Interesse bei Großunternehmen spürbar auf 31,5 

Prozent stieg, verharrte die Nachfrage im Mittelstand 

nahezu auf dem Niveau des Vorquartals. Lediglich rund 

jedes fünfte kleine und mittlere Unternehmen führte 

zum Jahresende Verhandlungen mit Banken. Hoffnun-

gen auf eine stärkere Dynamik richten sich nun vor al-

lem auf die erwartete wirtschaftliche Aufhellung im 

kommenden Jahr. 

Der Zugang zu Bankfinanzierungen hat sich insbeson-

dere für den Mittelstand massiv erschwert und einen 

neuen Höchststand erreicht. Mittlerweile berichten 

37,8 Prozent der kleinen und mittleren Betriebe von ei-

ner restriktiven Kreditvergabe durch die Institute. Die 

Banken agieren aufgrund der schwachen Konjunktur 

und erwarteter Gewinnrückgänge bei ihren Kunden zu-

nehmend vorsichtiger. Auch bei den Großunternehmen 

stieg der Anteil derer mit Schwierigkeiten beim Kredit-

zugang deutlich auf fast 30 Prozent an. 

Besonders dramatisch stellt sich die Situation in den 

Bereichen Einzelhandel und Dienstleistungen dar. Hier 

nehmen über 40 Prozent der mittelständischen Be-

triebe erhebliche Hürden bei der Aufnahme von Fremd-

kapital wahr. Ähnlich angespannte Bedingungen herr-

schen im Großhandel, wo die Restriktionen ebenfalls 

Rekordniveau innerhalb der Branchen verzeichnen. 

Diese Entwicklung spiegelt das aktuell getrübte Ge-

schäftsklima wider, welches die Finanzierungsbedin-

gungen zusätzlich belastet. 

 
5 KfW Research (19.01.2026): KfW-ifo-Kredithürde Q4 2025. 
6 ifo Institut (14.01.2026): Mehr Unternehmensgründungen 
durch Zuzug von Geflüchteten. 

Mehr Firmengründungen durch Zuzug Ge-

flüchteter6 
Das ifo Institut untersuchte in einer aktuellen Studie die 

Auswirkungen von Fluchtmigration auf die regionale 

Gründungslandschaft. Der Zuzug Geflüchteter führt 

demnach zu mehr Gewerbeanmeldungen und der 

Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze in den betroffe-

nen Regionen. Überraschenderweise werden diese 

neuen Unternehmen jedoch überwiegend von deut-

schen Staatsbürgern und nicht von den Zugewanderten 

selbst gegründet. Die Gründungen entstehen oft durch 

einen gestiegenen Bedarf an speziellen Dienstleistun-

gen oder ein größeres regionales Angebot an Arbeits-

kräften. 

Pro 100 Geflüchtete auf 10.000 Einwohner entstehen 

im Durchschnitt sieben zusätzliche Gewerbeanmeldun-

gen. Dies entspricht einem Anstieg der lokalen Grün-

dungsaktivität um 7,9 Prozent. Besonders häufig bilden 

sich neue Betriebe in den Branchen Verkehr, Gesund-

heit sowie im Finanzwesen. Auch das verarbeitende 

Gewerbe profitiert laut den Forschungsergebnissen 

deutlich von der neuen Marktdynamik in den Landkrei-

sen. 

Insgesamt entstehen durch den Zuzug von 100 Geflüch-

teten rund 109 zusätzliche Arbeitsplätze innerhalb ei-

nes Landkreises. Ein Großteil dieser neuen Stellen wird 

dabei in bereits bestehenden Unternehmen geschaffen 

und nicht nur in den neu gegründeten Firmen. Es han-

delt sich bei den entstandenen Beschäftigungsverhält-

nissen vor allem um sozialversicherungspflichtige 

Vollzeitstellen. Diese Entwicklung verdeutlicht die po-

sitiven wirtschaftlichen Impulse, die durch Migration 

für den lokalen Arbeitsmarkt und die mittelständische 

Wirtschaft entstehen können. 

Trübe Aussichten bei Selbständigen7 
Das ifo Institut berichtet von einer pessimistischen 

Stimmung unter deutschen Selbständigen für das Jahr 

2026. Über 35 Prozent der Befragten rechnen mit einer 

Verschlechterung ihrer wirtschaftlichen Lage. Im Ge-

gensatz dazu blicken lediglich 14 Prozent der kleinen 

Betriebe zuversichtlich auf die kommenden Monate. 

7 ifo Institut (13.01.2026): Jeder dritte Selbständige erwartet 
2026 schlechtere Geschäfte. 

https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_877504.html
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-14/mehr-unternehmensgruendungen-durch-zuzug-von-gefluechteten
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-14/mehr-unternehmensgruendungen-durch-zuzug-von-gefluechteten
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-13/jeder-dritte-selbstaendige-erwartet-2026-schlechtere-geschaefte
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-01-13/jeder-dritte-selbstaendige-erwartet-2026-schlechtere-geschaefte
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Damit ist die Skepsis in dieser Gruppe deutlich stärker 

ausgeprägt als im Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. 

Zum Ende des Vorjahres hat sich das Geschäftsklima 

für Soloselbständige und Kleinstunternehmen merklich 

eingetrübt. Der entsprechende Indexwert sank im De-

zember deutlich auf minus 23,7 Punkte. Über 34 Pro-

zent der Teilnehmenden fällt es derzeit schwer, ihre 

künftige Entwicklung verlässlich einzuschätzen. Diese 

erhöhte Unsicherheit belastet die Planungssicherheit 

der kleinen Marktteilnehmer im Vergleich zur restlichen 

Wirtschaft massiv. 

Ein weiteres Hindernis stellen die schwieriger gewor-

denen Bedingungen bei der Kreditvergabe dar. Mittler-

weile berichten fast 48 Prozent der Selbständigen von 

Problemen beim Zugang zu externem Kapital. Obwohl 

der Bedarf leicht zunahm, führen weiterhin nur etwa elf 

Prozent der Kleinstunternehmen tatsächliche Kreditver-

handlungen. Der Zugang zu Bankdarlehen bleibt somit 

eine zentrale Hürde für die wirtschaftliche Stabilität 

kleinerer Betriebe. 

 

3. Politik 

Streit um Erbschaftsteuerreform8 
Die SPD schlägt eine Neuordnung der Erbschaftsteuer 

vor, um die gesellschaftliche Gerechtigkeit zu stärken. 

Geplant ist ein allgemeiner Freibetrag von einer Million 

Euro, der die bisherigen komplexen Regelungen erset-

zen soll. Für Betriebsvermögen ist eine Grenze von fünf 

Millionen Euro vorgesehen, um den Fortbestand kleine-

rer Unternehmen zu gewährleisten. Erben von größeren 

Firmenvermögen müssten hingegen mit einer deutli-

chen Zusatzbelastung rechnen. 

Die CDU und der Verband der Chemischen Industrie 

(VCI) kritisieren das Konzept als Risiko für den Mittel-

stand. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 

flossen dem Staat zuletzt 13,3 Milliarden Euro aus die-

sen Steuerarten zu. Schätzungen gehen davon aus, 

dass in Deutschland jährlich Werte von bis zu 400 Mil-

liarden Euro übertragen werden. Die Stiftung Familien-

unternehmen und Politik befürchtet durch die 

 
8 Deutschlandfunk (13.01.2026): SPD will Erbschaftsteuer re-
formieren – was ist geplant? 

Reformpläne eine erhebliche Schwächung der Investi-

tionskraft. 

BVMW-Position 

Eine Reform gilt angesichts eines erwarteten Urteils 

des Bundesverfassungsgerichts als nahezu unver-

meidbar. Nach Ansicht des BVMW muss dabei die Si-

cherung von Arbeitsplätzen absolute Priorität vor Um-

verteilungszielen haben. Zudem sollte die Finanzver-

waltung die strukturelle Überbewertung von Firmenver-

mögen beenden, um realistische Besteuerungsgrundla-

gen zu schaffen, z.B. durch ein Herabsenken des Kapi-

talisierungsfaktors im Bewertungsgesetz oder Alter-

nativen zum vereinfachten Ertragswertverfahren. 

Lesen Sie hier einen Artikel zur Erbschaftsteuer über 

Ferdinand Munk mit Äußerungen von Christoph Ahlhaus 

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
Im Zuge der Reform des Sozialstaates findet eine De-

batte über die großzügigen Regelungen der Lohnfort-

zahlung im Krankheitsfall statt. Nach geltender Rechts-

lage zahlen Arbeitgeber 100 Prozent des Lohns für bis 

zu sechs Wochen pro Erkrankung. Voraussetzungen 

sind mindestens vier Wochen Anstellung, unverschul-

dete Arbeitsunfähigkeit und unverzügliche Meldung so-

wie eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfä-

higkeit nach drei Tagen. Erst nach sechs Wochen über-

nimmt die Krankenkasse Krankengeld in Höhe von 70 

Prozent des Bruttolohnes bzw. max. 90 Prozent des 

Nettolohnes. Im Jahr 2024 fehlten Arbeitnehmer durch-

schnittlich 21 Tage im Betrieb. Tendenz steigend. Allein 

im Jahr 2024 zahlten die Arbeitgeber 82 Milliarden Euro 

für diese Sozialleistung. Produktionsausfälle und ent-

gangene Wertschöpfung summieren sich auf rd. 184 

Mrd. Euro.  

BVMW-Position 

Seit 2017 sinkt die Arbeitsproduktivität in Deutschland. 

Das gefährdet Wachstum, Arbeitsplätze und Wohl-

stand. Der Mittelstand nimmt das nicht hin. Daher soll-

ten wir gemeinsam mit Politik und Gewerkschaften 

Maßnahmen aufgeschlossen und ergebnisoffen prüfen, 

die Unternehmen von Kosten entlasten. Dazu zählt auch 

https://www.deutschlandfunk.de/spd-will-erbschaftsteuer-reformieren-was-ist-geplant-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/spd-will-erbschaftsteuer-reformieren-was-ist-geplant-100.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/so-schwer-treffen-die-spd-vorschlaege-zur-erbschaftssteuer-die-familienunternehmen-accg-200442107.html
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die überaus großzügige Lohnfortzahlung im Krankheits-

fall, die sich immer stärker zu einem betrieblichen Kos-

tentreiber entwickelt. In diesem Kontext das Schreckge-

spenst vom Kahlschlag des Sozialstaates zu beschwö-

ren, wie es leider in Gewerkschaftskreisen geschieht, 

ist unverantwortlich. Internationale Erfahrungen zeigen: 

je großzügiger die Lohnfortzahlung, desto höher die 

Fehlzeiten, vor allem bei Bagatellerkrankungen. Beson-

ders missbrauchsanfällig ist die telefonische Krank-

schreibung. Laut YouGov haben 27 Prozent derjenigen, 

die die telefonische Krankschreibung schon mindes-

tens einmal genutzt haben, angegeben, „krankgefeiert“ 

zu haben. Das man es auch besser machen kann zeigt 

Schweden: der erste Krankheitstag ist unbezahlt (Ka-

renztag), danach zahlt der Arbeitgeber 14 Tage 80 Pro-

zent des Lohns. In Schweden ist die Zahl der Krank-

heitstage halb so hoch wie in Deutschland. Notwenige 

Maßnahmen sind nach unserer Ansicht: (1) Miss-

brauchsbekämpfung durch Abschaffung der telefoni-

schen AU.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sie sollte auf Ausnahmesituationen wie z.B. eine Pan-

demie beschränkt bleiben. Nach ärztlicher AU-Richtline 

ist die persönliche Untersuchung der Goldstandard, 

dann folgt die Videosprechstunde und dann erst, wenn 

die Videosprechsunde nicht möglich ist, ist die AU nach 

telefonischer Anamnese zulässig.  (2) Kostensenkung 

durch Begrenzung der Lohnfortzahlung auf sechs Wo-

chen pro Jahr unter Wegfall der Mehrbelastungszu-

schläge für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit. (3) Büro-

kratieabbau durch automatische Übermittlung elektro-

nische AU-Bescheinigung durch die Krankenkasse statt 

Abfrage durch Arbeitgeber. 

ZDF moma Duell vom 08.01.2026 „Soll die Lohnfortzah-

lung im Krankheitsfall eingeschränkt werden? "Ja", sagt 

der Bundesgeschäftsleiter von "Der Mittelstand. BVMW 

e.V.“, Hans-Jürgen Völz. Frank Werneke, Vorsitzender 

ver.di, hält dagegen.“ 

Berlin, 23.01.2026 

Gez.:  Jasper Lüke  jasper.lueke@bvmw.de 

Dr. Hans-Jürgen Völz hans-juergen.voelz@bvmw.de 

https://www.zdfheute.de/video/zdf-morgenmagazin/momaduell-lohnfortzahlung-krankheit-werneke-voelz-100.html
https://www.zdfheute.de/video/zdf-morgenmagazin/momaduell-lohnfortzahlung-krankheit-werneke-voelz-100.html
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https://www.zdfheute.de/video/zdf-morgenmagazin/momaduell-lohnfortzahlung-krankheit-werneke-voelz-100.html
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